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• B. A n fra..ß...!} b e a n t w 0 r t .u n g, • 
zu 

Bundesminister für Justiz Dr..,T s c h ade k. hat die Anfrage d~r 

Abg.Ernst F.· i s c her und Genossen .... "betreffend die Anschläge der Justiz­

behörde gegen das Koalitionsrecht der Arbeitern, wie folgt beantwortet: . 

_ ttDi~ Anfrage der Herren Abgeordneten Ernst Fischer und Genossen geht 

offenkundig von einer bewusst falschen Darstellung des Sachverhaltes aus~ 

Den Anfragestellern ist genau so vrie dem gesamten.österreichischen Volk 

bekannt, dass die Stxeiks und Unruhell/Vom 48 und 5~Oktober 1950 kein ~eil 

des gewerkschaftlichen Kampfes der östarreichischen Arbeiterschaft; 

sondern ein Teil .des politischen KampfeS del.' Komrtlllni,stisohen Parl.c! wal'Gn. 
" Dieser Kampf hattesioh das Ziel gesetzt, Unruhe im Staate zu erzeugen, 

seine wirtschaft zu __ schädigen, die Bevölkerung unter Druck zu setzen und 

eine gewaltß~ Änderung der österreichisohcn Verfassung auf diese Art 
vorzubereiten. Es ist selbstverständlich, dass in einer solchen Situation 

all~ verantwort lichen staatlichen Orgllne. gezwunga~ siJ:ld) gegen- Gesetzes~ _ 

breoher vorzugehen~ lnl Laufe d~r ire:1.gnisse wurdennänJ.iich von organisierten 

Terrorgruppen Taten beg~genl die gerichtlich strafbare Tatbestände dar­

stellen. Sowohl do.s in Österreich .geltende Lcgalitätsprinzip als auoh das 

~Pfi~d~n, aller rechtlich denkend.en. österreicher v~rla.ngt die AnwendUilg 

des Gesetzes auf diese Reobtsbrechero Die Justizbchörden sind daher in 

keinem eillz~gen}'all willkürl~ch ~.i,ngeschritten,sonde~n .n.urdorl,. wo der 

begrün~ete Verdacht .b~.steh1;, das~ -Personen strafbare Handlungen begangen 

haben,in wc~ghenFällen nur die~esetzlich vorgesehenen--YcrfügWtg~n.-, 

getroffen ~rden. Die an die VerfolgungsbehördetLerteilte Weisung, das Ver­

fahren gegendtö Besohuldigten rasch durchzufIihren, liegt :in deren 

Interesse selbst, dllsie, fails si~ schuldios sein sollten, se lbst -da.ran·· 

1:htel:Qs,9iert se~müssen; dass ihre Schuldlosigkeit ~n.schestens'erwiesen 
werde. Eine solche WeisUng ergeht im Rahmen des Aufsichtsrechtes des _ 

, , 

Bundesministe~:1~f'iirJustizüberdie Justizbehärden, sie stellt daher 
keine Wtzulässlge Einmischungindie __ Rechtspflege dar. _ 

Hillsichtlieth des ih der Anfrage erh.obenen Vorwurfes, dD.ss sich die· 

gerichtliohe V~~tolgunga.uf Gesetze stütze, die aus derZeit der· 
5stcrreichisohcn Monarchieundatis der Zeit von 1934 bis 1938 stammen, : 
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muss ich feststellen, dass der überwiegende 'reil aller in Österreich in 

Geltung stehenden st rafrechtlichen Bes Ummungen aus der. Zeit der Monarchie 

stamrn~~~Da;aus kann kein Vorwurf gegen die Justizbehörden erhoben werden, 
. . 

da diese nicht zu prUfen habe,n
" 

aus welcher Zeit ein Gesetz stammt,.. sondern 

ledigli.ch ein in Kraft stehendes Gesetz anzuwenden haben. Änderungen des 

geltenden RechteS vorzunebmen t ist Aufgabe der Volksvertretung. Von einem 
( 

Raohefeldzug der Justizbehörden.kann 9aher ke1l1e Rede sein, da die Vor~ 

folgung strafbarer Handlungen den selbs.tv.erständlichen Grundsätzen eines 

Rechtssia.m.tes entsprl()ht. 

". Die Anfrage dor-Herref Abgeordneten beantworte ioh daher zusanmen ... 

fassend.:folgendermassen: 

1. Die Justizbehö~den haben auf Grund des in Österreioh gelt enden 

Legalität.sprinzipes alle in Österreich geltende~ strafrechtlichen Bestimmun­

gen anzuwenden, sobald Verstösse gegen diese Gesetzeerfolgell..Ins 

Koalitionsgesetz steht nach wie vor in Österreich in Geltung. 

__ 2. Auch das Staatssohv.tzgesetz steht in Österreioh_in Geltung; Ver-. 

stössc gegen dieses Gesetz wssen daher in gleiche;r Weise . verfolgt werden. 

3 ... Ich übernehme jederzeit die volle Veranf.wo..rt'ung für die Einhaltung 

der Gesetze durch.dieösterreichischen Ju:iUzbehörden und stelle fest-r dass 

die Justizbehörden keinerlei Missbr,auch. der Gesetze' an österreichisohen 

Arbeitervertrauensleuten begangen haben." 

.-.-.-....... ~ 
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